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(Nr. 2482.) Verordnung zur Beförderung der Sicherheit der Dampfſchiffahrt auf dem Rheine 
und auf der Moſel. Vom 24. Mai 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Grund der, in den Art. 42. 53. und 63. der Uebereinkunft 
unter den Uferſtaaten des Rheins, vom 31. Maͤrz 1831. (Geſetzſammlung 1831. 
Seite 71. f.) den Landesherrſchaften der einzelnen Uferſtaaten vorbehaltenen 
Befugniſſe, zur Befoͤrderung der Sicherheit der Dampfſchiffahrt auf dem Rheine 
und auf der Moſel Folgendes: 


91 
Da der Betrieb der Dampfſchiffahrt beſondere Sachkenntniß und Er⸗ . Prufung 
fahrung erfordert, ſo werden nach Publikation dieſer Verordnung als Fuͤhrer ſchifsfühun f 
(Kapitaine) Preußiſcher Dampfſchiffe auf dem Rheine und auf der Moſel nur a 
ſolche Perſonen zugelaſſen, welche ſich uͤber ihre Befaͤhigung zur Fuͤhrung ſol— 
cher Schiffe durch Pruͤfung ausgewieſen haben. 
§. 2. 
Die Prüfung erfolgt bei der, nach S. 7. des Regulativs wegen Aug: 
übung der Rheinſchiffahrt vom 5. Auguſt 1834. (Geſetzſammlung 1834. Seite 
149. f.) beſtehenden Kommiſſion, welcher die Regierung zu Coͤln für dieſen 
Zweck jedesmal einen, im aktiven Dienſte ſtehenden Dampfſchiffsfuͤhrer beizu⸗ 
ordnen hat. Die ſich auf die Anmeldung zur Pruͤfung und auf die letz⸗ 
tere ſelbſt beziehenden Vorſchriften jenes Regulativs finden auch auf diejeni⸗ 
gen Anwendung, welche ſich zur Fuͤhrung von Moſel-Dampfſchiffen befähigen 
wollen. 
§. 3. 
Wer ſich zur Pruͤfung meldet, hat den allgemeinen, durch das Regu⸗ 
lativ vom 5. Auguſt 1834. beſtimmten Erforderniſſen zu genuͤgen und der 
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Kommiſſion (8. 2.) ein glaubwuͤrdiges Zeugniß Darüber vorzulegen, daß er die 
Fuͤhrung eines Dampfſchiffes praktiſch erlernt hat. 
a $. 4. 

Die Kommiſſion richtet die Pruͤfung: 

a) auf die, im S. 11. a — b. jenes Regulativs bezeichneten Gegenſtaͤnde, 

zugleich in ihrer Anwendung auf die Dampfſchiffahrt; 

b) darauf, ob der Kandidat hinreichende Kenntniſſe von der Zuſammen⸗ 
ſetzung und Anwendung der Dampfmaſchinen; desgleichen von den 
allgemeinen und beſonderen, die Dampfſchiffahrt betreffenden Preußi⸗ 
ſchen Verordnungen hat. 

Es bleibt ihrem Ermeſſen uͤberlaſſen, ob ſie 

c) demſelben die Ableiſtung einer Probefahrt auferlegen will. 

In dieſem Falle iſt die Fahrt, in Gegenwart eines von dem Vorſitzenden der 
Kommiſſion zu ernennenden Mitgliedes derſelben, auf einem im Dienſte befind- 
lichen Dampfſchiffe, unter Aufſicht des ordentlichen Schiffsfuͤhrers und unter 
ſelbſtſtaͤndiger Leitung des Kandidaten zu machen. 

§. 5. 

Die im F. 14. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. auf beziehungs⸗ 
weiſe 6 und 3 Thaler feſtgeſetzten Pruͤfungsgebuͤhren werden für Dampfſchiffs⸗ 
Fuͤhrer um 3 Thaler erhöht. Diejenigen, welche ſich der Pruͤfung unterwerfen, 
um ſich zur Fuͤhrung eines Moſel⸗Dampfſchiffs zu befähigen, zahlen den gerin⸗ 
geren Satz; diejenigen, welche nur die ergaͤnzende Pruͤfung (S. 8.) beſtehen, den 
Betrag von 3 Thalern. Wenn eine Probefahrt Statt findet (§. 4.), trägt 
der Kandidat die dadurch entſtehenden Koſten und hat dem derſelben beiwoh⸗ 
nenden Kommiſſionsmitgliede 2 Thaler Gebuͤhren zu entrichten. 

§. 6. 

Von der Pruͤfung befreit ſind die bei Publikation dieſer Verordnung 
im aktiven Dienſte befindlichen, mit Schifferpatenten verſehenen Fuͤhrer Preußi⸗ 
ſcher Rhein- und Moſel⸗Dampfſchiffe, wenn fie binnen acht Wochen praͤkluſi⸗ 
viſcher Friſt der Regierung zu Coͤln ihr Schifferpatent und ein glaubwuͤrdiges 
Zeugniß daruͤber vorlegen, daß ihnen zu der, im Eingange gedachten Zeit die 
Führung eines Dampfſchiffes anvertraut geweſen ſey. Daß dieſer Nachweis 
gefuͤhrt worden, iſt dann von der Regierung koſtenfrei zu beſcheinigen. 

$. 7. 

Diejenigen Schiffsführer, welche den Nachweis in der, im . 6. beſtimm⸗ 
ten Friſt nicht fuͤhren, ſind, ohne vorſchriftsmaͤßige Pruͤfung, zur Fuͤhrung 
eines Preußiſchen Rhein- oder Moſel⸗Dampfſchiffes nicht zuzulaſſen und ver⸗ 
12 0 wenn fie ſich derſelben dennoch unterziehen, in die, im $. 24. beſtimmte 
Strafe. 


§. 8. 
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§. 8. 

Patentirte Rheinſchiffer, welche ſich über die praktiſche Fertigkeit im Bes 
triebe der Dampfſchiffahrt mittelſt glaubwuͤrdiger Zeugniſſe ausweiſen, koͤnnen 
ſich einer ergaͤnzenden, lediglich die Dampfſchiffahrt betreffenden Pruͤfung unter⸗ 
ziehen; es finden dabei die in dem §. 4. enthaltenen Vorſchriften, ſo weit ſich 
dieſelben auf die Dampfſchiffahrt beziehen, Anwendung. 

§. 9. 

Beſteht der Kandidat in der Prüfung, fo iſt ihm darüber von der Re⸗ 
gierung zu Coͤln koſtenfrei ein Zeugniß auszuſtellen. Jeder Fuͤhrer eines Preußi⸗ 
ſchen Rhein- oder Moſel-Dampfſchiffes hat dies Pruͤfungszeugniß oder das im 
§. 6. gedachte Atteſt der Regierung, wenn das Dampfſchiff, welches er führt, 
in der Fahrt oder in der Ladung begriffen iſt, bei ſich zu führen, um ſich das 
mit, wo es noͤthig iſt, ausweiſen zu koͤnnen. 

$. 10. 

Der Schiffseigenthuͤmer darf nur ſolche Perſonen als Maſchinenwaͤrter 2) der Maſchi⸗ 
auf einem Preußiſchen Rhein» oder Moſel⸗Dampfſchiffe anſtellen, welche ihm nenwärter. 

a) das im S. 9. Litt. a. des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. bezeich⸗ 

nete Zeugniß beibringen; 
b) nachweiſen, daß ſie bereits ein Jahr auf einem ſolchen Schiffe als 
Heizer zur Zufriedenheit gedient haben, und welche 

c) bei einer in feiner oder feines Stellvertreters reſp. eines Mitgliedes 
der Dampfſchiffahrt-Direktion Gegenwart von dem Schiffsfuͤhrer 
vorzunehmenden Pruͤfung zureichende Kenntniß von der Einrichtung 
und Handhabung der Maſchine zu erkennen gegeben haben. 

Die bei der Publikation dieſer Verordnung im aktiven Dienſte befindli⸗ 
chen Maſchinenwaͤrter find zur nachtraͤglichen Beibringung der Litt. a. und b. 
bezeichneten Nachweiſe nicht verpflichtet, aber der Litt. c. beſtimmten Prüfung, 
wenn dieſelbe nicht bei Antritt des Dienſtes Statt gefunden hat, unterworfen, 
und ſofort des Dienſtes zu entlaſſen, wenn fie in der Prüfung Mangel an zu: 
laͤnglicher Kenntniß von der Einrichtung und Handhabung der Maſchinen zu 
erkennen geben. 

§. 11. 

Der Schiffsfuͤhrer iſt verpflichtet, die Dienſtfuͤhrung des Maſchinenwaͤr⸗ 
ters unausgeſetzt ſorgfaͤltig zu beobachten, und dem Schiffseigenthuͤmer davon 
Anzeige zu machen, wenn jener Mangel an Beſonnenheit oder an Aufmerkſam⸗ 
keit auf den Gang oder die Behandlung der Maſchinen zeigt. 

Der Schiffseigenthuͤmer iſt, in Folge dieſer Anzeige oder eigener Wahr⸗ 
nehmung, oder auf die Anweiſung derjenigen Regierung, zu deren Verwaltungs⸗ 
Bezirke das Schiff gehoͤrt, verpflichtet, den 3 ſofort zu entlaſſen, 
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wenn ſich derſelbe ein grobes Verſehen zu Schulden kommen laͤßt, oder wenn 
er ſich in jener Beziehung wiederholt leichter Verſehen ſchuldig macht, oder 
wenn der im $. 14. erwähnte Fall eintritt. 

Es ſteht der Regierung zu, zu verbieten, daß ein ſolcher Maſchinenwaͤr⸗ 
ter, ſey es in dieſer Eigenſchaft oder als Heizer, auf einem Preußiſchen Dampf⸗ 
Schiffe wieder in Dienſt genommen werde. Ob dieſe Maaßregel zu treffen ſey, 
daruͤber beſchließt die Regierung, nach vollſtaͤndigem Vortrage uͤber die, zur 
Sprache gebrachten Thatſachen, in der Plenarſitzung durch ein Reſolut, welches 
unter Angabe der Gruͤnde auszufertigen und dem Angeſchuldigten zum Proto— 
koll zu eroͤffnen iſt. Dem Letzteren ſteht gegen das Reſolut, mit Ausſchluß der 
Berufung auf richterliche Entſcheidung, innerhalb vier Wochen praͤkluſiviſcher 
Friſt, der Rekurs an den Miniſter des Handels offen. 


§. 12. 
ie = Der Schiffseigenthuͤmer hat dem Führer und dem erſten Maſchinenwaͤr⸗ 
mers eines ter deſſelben eine Dienſtanweiſung zu ertheilen und dieſe zuvor, wenn das Schiff 
ein- oder einem Preußiſchen Rheinhafen angehoͤrt, der Regierung zu Coͤln, wenn es einem 
es de. Preußiſchen Moſelhafen angehoͤrt, der Regierung zu Trier zur Genehmigung 
vorzulegen. 
§. 13. 
Die betreffende Regierung hat dieſelbe unter dem Geſichtspunkte zu prü- 
fen, daß ſie den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen, insbeſondere der, von 
Unſerm Miniſter des Handels fuͤr die Sachverſtaͤndigen zur Unterſuchung der 
Dampſſchiffe zu ertheilenden, jedem Dampfſchiffsfuͤhrer zur Aufbewahrung im 
Schiffe auszuhaͤndigenden Inſtruktion entſpreche, und daß der, bei Abfaſſung 
der Rheinſchiffahrts- Ordnung leitend geweſene Grundſatz, wonach der Schiffs⸗ 
Fuͤhrer der erſte Beamte des Schiffs iſt, unter deſſen verantwortlicher Aufſicht 
das Schiff mit allen ſeinen Werkzeugen und Geraͤthſchaften ſich befindet, und 
welcher die Polizei auf dem ganzen Schiffe handhabt, darin feſtgehalten werde. 
Die auf dem Schiffe getroffenen Einrichtungen muͤſſen mit dem Zuſtande über: 
einſtimmen, welchen jene Inſtruktion bedingt. Die, die Polizei betreffenden Be: 
ſtimmungen find auf dem Schiffe oͤffentlich anzuſchlagen. 


§. 14. 

Der Schiffseigenthuͤmer iſt bei eigener Verantwortlichkeit verpflichtet, 
von dem Schiffsfuͤhrer eine Kaution von mindeſtens 150 Thalern, von dem 
erſten Maſchinenwaͤrter eine ſolche von mindeſtens 75 Thalern beſtellen zu laſ— 
ſen, welche fuͤr die, gegen den Beſteller feſtzuſetzenden Geldſtrafen haftet. 

Fuͤhrer und Maſchinenwaͤrter von Rhein⸗Dampfſchiffen haben dieſe Kau— 
tion bei der Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Coͤln, Fuͤhrer und Maſchinenwaͤrter von 

Mo⸗ 
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Moſel⸗Dampfſchiffen bei der Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Trier, baar oder in 
Preußiſchen Staatspapieren, zu beſtellen. Wird die Kaution durch Geldſtrafen 
angegriffen, fo iſt der Kautionspflichtige verbunden, dieſelbe innerhalb 4 Wo: 
chen nach erhaltener Anzeige von der Deckung einer Geldſtrafe aus der Kau⸗ 
tion, bis zu dem Normalbetrage zu ergaͤnzen. Iſt nach Ablauf dieſer Friſt die 
Ergänzung nicht erfolgt, fo tritt gegen den Kautionspflihtigen, wenn er Schiffs⸗ 
Fuͤhrer iſt, die Entziehung des im 8. 9. gedachten Zeugniſſes, und damit der 
Befugniß, ein Preußiſches Dampfſchiff zu führen, wenn er Maſchinenwaͤrter iſt, 
die Entlaſſung aus dem Dienſte ein. Die Zuruͤckgabe des Zeugniſſes an den 
Schiffsfuͤhrer, beziehungsweiſe die Wiederanſtellung des Maſchinenwaͤrters kann 
erſt dann erfolgen, wenn die Kaution bis auf den vorgeſchriebenen Betrag er— 
gaͤnzt iſt. 
§. 15. 

Der Schiffseigenthuͤmer hat der Regierung des Bezirks, in welchem der Ul. interfu- 
Hafen des Schiffes belegen ift, alljährlich im April nachzuweiſen, daß das Letztere Tg ber vor 
im vorhergegangenen Jahre zur Unterſuchung geſtellt worden iſt. (S. 17.) 1 
§. 16 enen. 

Dieſe Unterſuchung wird von Kommiſſionen bewirkt werden, welche in 
jedem der betreffenden Regierungsbezirke aus zwei vereidigten Sachverſtaͤndigen 
beſtehen ſollen. 

Die Sachverſtaͤndigen haben die Unterſuchung nach Anleitung und mit 
Beruͤckſichtigung der im S. 13. gedachten Inſtruktion zu bewirken. 


8. 17. 

Die Preußiſchen Rhein- und Moſel⸗Dampfſchiffe unterliegen, bevor fie 2) Ordentliche 
überhaupt in den Dienſt genommen werden duͤrfen, und, wenn ſie den Letzteren zan Tuhun 
bereits verſehen haben, vor dem Beginne der Fahrten jedes neuen Jahres, einer 
Unterſuchung. 

Dieſe Unterſuchung wird im Laufe der Fahrten deſſelben Jahres noch 
einmal wiederholt. 

§. 18. 

Behufs der erſten Unterſuchung hat der Fuͤhrer den Sachverſtaͤndigen 
desjenigen Bezirks, in welchem der Hafen des Schiffes gelegen iſt, 8 Tage vor 
der beabſichtigten Abfahrt die Anzeige zu machen, daß das Schiff zur Fahrt in 
Bereitſchaft geſtellt ſey. 

Die zweite Unterſuchung nehmen die Sachverſtaͤndigen zu einer beliebi⸗ 
gen Zeit vor, ohne daß es dazu einer vorgaͤngigen Benachrichtigung bedarf. 

In beiden Fällen darf der Dienft des Schiffes nicht behindert werden, es moͤch⸗ 
ten denn Anzeigen eines Gefahr drohenden Mangels vorliegen. i 
(Nr. 2482.) $. 19. 


3) Außeror- 
dentliche Unter» 
ſuchungen. 
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$. 19. 

Außerordentliche Unterſuchungen find die Sachverſtaͤndigen innerhalb der 
Grenzen ihres Bezirks, ohne Ruͤckſicht darauf, ob das Schiff einem Hafen 
deſſelben angehört oder nicht, ob es ein Preußiſches oder fremdes, den Preußi⸗ 
ſchen Rhein oder die Preußiſche Moſel befahrendes iſt, vorzunehmen verpflichtet, 
ſo oft ihnen eine glaubhafte Anzeige uͤber gefahrbringende Maͤngel an der Ma⸗ 
ſchine oder in ihrem Betriebe oder am Schiffe zugehen, oder ſie aus aͤhnlicher 
Veranlaſſung von dem Ober-Praͤſidenten oder von der Regierung dazu aufge— 
fordert werden. Auch bei ſolchen außerordentlichen Unterſuchungen iſt auf den 
Dienſt des Schiffes moͤglichſt Ruͤckſicht zu nehmen. 

8. 20. | 

Ueber den Erfolg jeder Unterſuchung ift eine Verhandlung aufzunehmen, 
welche von den Sachverſtaͤndigen, dem Schiffsfuͤhrer und dem erſten Maſchinen⸗ 
Waͤrter zu unterzeichnen iſt. Verweigern dieſe oder einer von ihnen die Unter: 
ſchrift, ſo iſt dies in der Verhandlung zu bemerken. Abſchrift der Letzteren iſt 
dem Schiffsfuͤhrer auf Verlangen Foftenfrei auszuhaͤndigen. Hat die Unterſuchung 
keinen Mangel ergeben, fo ertheilen die Sachverſtaͤndigen dem Fuͤhrer ſofort die 
Erlaubniß, das Schiff in Fahrt zu ſetzen. 


$. 21. 

Die Verhandlung (S. 20.) iſt ſofort, laͤngſtens binnen 24 Stunden, 
durch die Sachverſtaͤndigen der Regierung, in deren Bezirk die Reviſion ſtatt⸗ 
gefunden, vorzulegen. Iſt die Erlaubniß nicht ertheilt worden, ſo hat die Re— 
gierung laͤngſtens binnen drei Tagen nach Empfange der Verhandlung, ihre 
Entſcheidung dem Schiffsfuͤhrer bekannt zu machen. 


$. 22. 

So oft auf den Grund einer Unterſuchung die Erlaubniß zur Fahrt er- 
theilt wird, haben die Sachverſtaͤndigen dem Schiffs fuͤhrer ein Zeugniß nach 
einem beſtimmten Formulare auszufertigen, welches bis zur naͤchſten Unterſuchung 
in der Hauptkajuͤte des Schiffs auszuhaͤngen iſt. 


ö §. 23. 

Der Schiffseigenthuͤmer hat für die ordentliche Unterſuchung (SS. 17. 180, 
mit Einſchluß der Koſten für die Ausfertigung des Erlaubnißſcheins (S. 22.), 
jedem Sachverſtaͤndigen einen Thaler Gebuͤhren zu zahlen, desgleichen fuͤr die 
außerordentliche Unterſuchung (8. 19.) in dem Falle, wenn ſich Mängel an dem 
Schiffe oder an der Maſchine oder in dem Betriebe der Letzteren ergeben haben. 
Finden ſich dergleichen Maͤngel nicht, ſo hat die Regierung die Gebuͤhren an⸗ 

zuweiſen. 
§. 24. 
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§. 24. 

Schiffsfuͤhrer, welche ſich der Führung eines Preußiſchen Rhein⸗ oder 
Moſel⸗Dampfſchiffes unterziehen, ohne ihre Befaͤhigung nachgewieſen zu haben 
(SS. 1. 7.); welche in den, im S. 9. gedachten Fällen eines oder des andern der 
dort bezeichneten Atteſte nicht bei ſich führen; welche die nach §. 11. ihnen ob⸗ 
liegende Verpflichtung nicht erfüllen; welche ohne Erlaubniß die Fahrt antreten 
(S. 22.), ſollen gerichtlich verfolgt und in eine Geldſtrafe von 5 bis 50 Thaler, 
im Wiederholungsfalle bis 100 Thaler oder im Falle des Unvermoͤgens in eine 
verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe verurtheilt werden. Iſt ein Schiff unter Lei⸗ 
tung eines Schiffsfuͤhrers in Fahrt geſetzt worden, welcher ſich über feine Be⸗ 
fähigung dazu nicht ausgewieſen hat (SS. 1. und 7.), fo trifft gleiche Geld⸗ oder 
Gefaͤngnißſtrafe den Eigenthuͤmer des Schiffes. 

Die Feſtſetzung der Strafen ſteht nach Anleitung der Verordnung vom 
30. Juni 1834. (Geſetzſammlung 1834. Seite 136.) bei den Kontraventionen 
auf dem Rheine den Rhein-Zollgerichten, bei den Kontraventionen auf der Moſel 
den gewoͤhnlichen Polizeigerichten zu. 

Die Vollſtreckung der Strafen erfolgt nach Maaßgabe der SS. 55. 56. 
der Verordnung vom 30. Juni 1834. 

Unter erſchwerenden Umſtaͤnden kann dem Schiffsfuͤhrer außerdem die 
Befugniß, ein Preußiſches Dampfſchiff zu fuͤhren, entzogen werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber ſteht in Beziehung, ſowohl auf Rhein-, als Moſel⸗Dampf⸗ 
ſchiffsfuͤhrer der Regierung in Coͤln zu, welche auch für die Einziehung der im 
§. 9. bezeichneten Atteſte zu ſorgen hat. — Es findet dabei das in den 88. 20 — 23. 
des Regulativs vom 5. Auguſt 1834. angeordnete Verfahren ſtatt. Wenn es 
ſich um Beſtrafung eines Moſel-⸗Dampfſchiffsfuͤhrers handelt, fo tritt bei dieſem 
Verfahren ein von dem Ober-Praͤſidenten ein für allemal zu ernennender Bau- 
Beamter, deſſen Name durch die Amtsblaͤtter der Regierungen zu Coblenz und 
Trier bekannt zu machen iſt, an die Stelle des Rheinſchiffahrts-Inſpektors. 

§. 25. 

Auf den Grund des Schiffs-Unterſuchungsprotokolls (S. 20.) iſt die 
Regierung des Bezirks ermaͤchtigt, wegen der darin angezeigten Maͤngel und 
Unregelmaͤßigkeiten dem Schiffsfuͤhrer, desgleichen dem erſten Maſchinenwaͤrter 
Ordnungsſtrafen nach Maaßgabe der Verſchuldung eines Jeden bis zu 50 Thalern 
aufzulegen. 

Die Entſchuldigung: der Eigenthuͤmer des Schiffes habe es an den er— 
forderlichen Einrichtungen, geſchehener Aufforderung unerachtet, fehlen laſſen, ſoll, 
auch wenn ſie erwieſen, nicht beruͤckſichtigt werden; es waͤre denn, daß der 
Schiffsfuͤhrer der Regierung oder den Sachverſtaͤndigen, noch ehe dieſe das 
Schiff beſtiegen, eine ſchriftliche Anzeige davon gemacht haͤtte. 

(Fr. 2482.) We⸗ 
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Wegen der verhängten Ordnungsſtrafen findet der Rekurs an den Mi⸗ 
niſter des Handels ſtatt. ü 

Bei erheblichen und wiederholten Vernachlaͤſſigungen kann die Regie⸗ 
rung zu Ein dem Schiffsfuͤhrer die Befugniß, ein Preußiſches Dampfſchiff zu 
führen, entziehen. (S. 24.) 

§. 26. 

Der nach Maaßgabe der Beſtimmungen ss. 19. und 20. des Regula: 
tivs vom 5. Auguſt 1834., eintretende Verluſt des Rheinſchiffer⸗Patents hat 
den Verluſt der Befugniß, ein Preußiſches Dampfſchiff zu fuͤhren, zur Folge. 

Gegen diejenigen Führer von Moſel-Dampfſchiffen, welche nicht zugleich 
im Beſitze eines Rheinſchiffer⸗Patents ſich befinden, iſt in den unter Litt. a. und b. 
jener Beſtimmungen bezeichneten Faͤllen durch richterliches Erkenntniß und in 
den daſelbſt unter Litt. e — f. bezeichneten Fällen durch ein von der Regierung 
zu Coͤln abzufaſſendes Reſolut, der Verluſt der Befugniß, ein Preußiſches 
Dampfſchiff zu führen, auszuſprechen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 24. Mai 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Mühler. v. Savigny. Fh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. v. Arnim. 


